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EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
RK-SR Kommission für Rechtsfragen des Ständerates
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Criminalité

Mit der stillschweigenden Überweisung eines Postulats Arslan (basta, BS) in der
Wintersession 2019 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, wirksamere
Massnahmen zum Opferschutz in Hochrisikofällen bei häuslicher Gewalt zu prüfen.
Konkret hatte die Postulantin eine Evaluation von Möglichkeiten der
Echtzeitüberwachung und von Notfallknöpfen angedacht. Der Bundesrat sollte in
seinem Bericht die sechs Fragen behandeln, welche Instrumente für einen wirksameren
Opferschutz es gebe, ob es in anderen Ländern gute Beispiele gebe, welche Vor- und
Nachteile diese Instrumente hätten und wie sie sich auf das Opfer selbst auswirkten,
sowie welche technischen Grenzen und welche Grenzen in Bezug auf die Umsetzung
bestünden. In der Begründung des Vorstosses hatte Arslan betont, die Beendigung der
Gewalt an Frauen habe zu den wichtigsten Forderungen des Frauen*streiks vom 14. Juni
2019 gezählt. Auch der Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt. 1

POSTULAT
DATE: 20.12.2019
KARIN FRICK

In Erfüllung des Postulats Arslan (basta, BS) veröffentlichte der Bundesrat im Winter
2021 den Bericht «Prüfung wirksamerer Massnahmen zum Opferschutz in
Hochrisikofällen bei häuslicher Gewalt», welcher vom EJPD in Zusammenarbeit mit
dem Institut für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern erarbeitet wurde. Der
Bericht stellte basierend auf der Studie der Universität Bern fest, dass die Schweiz im
Vergleich zum Ausland über wenig Erfahrung im Bereich der elektronischen
Überwachung im Kontext der häuslichen Gewalt verfüge. Erkenntnisse aus Spanien
würden beispielsweise zeigen, dass diese zu einem wirksameren Schutz beitragen
könne, sofern sie mit einem Tracker oder Notfallknopf kombiniert werde, welche die
Opfer auf freiwilliger Basis erhielten. Die Schweiz müsse in diesem Bereich das Wissen
vertiefen sowie Erfahrungen sammeln und der Bundesrat schlage daher in einer ersten
Phase ein Pilotprojekt auf kantonaler Ebene vor. Dafür sei dank der entsprechenden
Bestimmungen im Bundesgesetz über die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener
Personen keine Gesetzesänderung auf Bundesebene nötig. Die Überprüfung allfälliger
zusätzlicher rechtlicher Grundlagen obliege den Kantonen. Abschliessend empfahl
ihnen der Bundesrat, die Feststellungen aus dem vorliegenden Bericht und der
externen Studie für künftige Abwägungen miteinzubeziehen.  Zusätzlich beauftragte er
das EJPD, die laufenden Arbeiten in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu verfolgen
und bis Ende 2023 Bericht über die Fortschritte zu erstatten. 2

RAPPORT
DATE: 03.12.2021
LUKAS LÜTOLF

Stillschweigend schrieb der Nationalrat in der Sommersession 2022 das Postulat Arslan
(basta, BS) für eine Prüfung von wirksameren Massnahmen zum Opferschutz in
Hochrisikofällen bei häuslicher Gewalt ab. Er folgte damit der Empfehlung des
Bundesrates im Rahmen dessen Berichts über Motionen und Postulate der
eidgenössischen Räte im Jahr 2021. Die Regierung hatte das Postulat mit dem Bericht
«Prüfung wirksamerer Massnahmen zum Opferschutz in Hochrisikofällen bei häuslicher
Gewalt» als erfüllt erachtet. 3

AUTRE
DATE: 07.06.2022
LUKAS LÜTOLF

Politique sociale
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Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

Ende 2021 reichten sechs Nationalrätinnen verschiedenster Parteien sechs identische
parlamentarische Initiativen ein, die forderten, dass Aufrufe zu Hass und Gewalt
aufgrund des Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm (Art. 261bis StGB) unterstellt
werden. Die Initiantinnen – Min Li Marti (sp, ZH; Pa.Iv. 21.513), Marianne Binder-Keller
(mitte, AG; Pa.Iv. 21.514), Jacqueline De Quattro (fdp, VD; Pa.Iv. 21.515), Sibel Arslan
(basta, BS; Pa.Iv. 21.516), Lilian Studer (evp, AG; Pa.Iv. 21.522) und Kathrin Bertschy (glp,
BE; Pa.Iv. 21.527) begründeten ihr Anliegen mit der weiten Verbreitung von Gewalt und
Hass an Frauen, der mit einem klaren Signal – wie demjenigen der Unterstellung unter
die Antirassismus-Strafnorm – Einhalt geboten werden könnte. Ob neben der sexuellen
Orientierung auch Diskriminierungen und Hass aufgrund der Geschlechtsidentität in die
Antirassismus-Strafnorm aufgenommen werden sollten, war auch bereits während der
Beratungen zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS; Pa.Iv.
13.407) diskutiert worden, die im Februar 2020 an der Urne bestätigt worden war. Die
erstberatende RK-NR, die sich Ende Juni 2022 über die sechs neuen
parlamentarischen Initiativen beugte, gab diesen mit 16 zu 6 Stimmen Folge. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 24.06.2022
MARLÈNE GERBER

Im Oktober 2022 und im Mai 2023 gaben die RK-NR und die RK-SR einer
parlamentarischen Initiative von Céline Amaudruz (svp, GE) Folge, die eine
systematische aktive elektronische Überwachung von gewaltausübenden Personen
forderte. Die Genfer SVP-Nationalrätin begründete ihr Anliegen mit jüngsten, in
Erfüllung eines Postulats Arslan (basta, BS; Po. 19.4369) gewonnenen Erkenntnissen: Die
an der Universität Bern erstellte Untersuchung kam zum Schluss, dass eine solche
Massnahme – sofern richtig eingesetzt und kombiniert mit einem Tracker und einem
Notfallknopf – Opfer effektiver vor Gewalt schützen könnte. Beide Kommissionen
fällten ihre Entscheide einstimmig. Auch der Bundesrat hatte bereits in seiner
Medienmitteilung zum Bericht in Erfüllung des Postulats im Dezember 2021 seine
Unterstützung für den Einsatz elektronischer Hilfsmittel zur Bekämpfung häuslicher
Gewalt kundgetan. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.05.2023
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2019, S. 2432; Po. 19.4369
2) Bericht BR vom 3.12.21; Medienmitteilung BR vom 3.12.21
3) BBI, 2022 858 (S. 28 f.)
4) Medienmitteilung RK-NR vom 24.6.22
5) Medienmitteilung BR, BJ, EJPD vom 3.12.21; Medienmitteilung RK-NR vom 21.10.22; Medienmitteilung RK-SR vom 23.5.23
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